
  1 von 13 

 

E  n  t  w  u  r  f  

Bundesgesetz, mit dem das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch und das 
Unternehmensgesetzbuch zur Reform der Gesellschaft bürgerlichen Rechts geändert 
werden (GesbR-Reformgesetz – GesbR-RG) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, JGS Nr. 946/1811, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 179/2013, wird wie folgt geändert: 

1. In § 826 lautet der zweite Satz: 
„Für eine bloße Miteigentumsgemeinschaft gelten die Bestimmungen des siebenundzwanzigsten 

Hauptstücks nur dann, wenn die Miteigentümer ausdrücklich vereinbaren, als Gesellschafter einer 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts zusammenwirken zu wollen.“ 

2. Die §§ 1175 bis 1219 lauten samt Überschriften: 

„Siebenundzwanzigstes Hauptstück 
Von der Gesellschaft bürgerlichen Rechts 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

Begriff und Rechtsnatur der Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
§ 1175. (1) Schließen sich zwei oder mehrere Personen durch einen Vertrag zusammen, um durch 

eine bestimmte Tätigkeit einen gemeinsamen Zweck zu verfolgen, so bilden sie eine Gesellschaft. Sofern 
sie keine andere Gesellschaftsform wählen, bilden sie eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts im Sinn 
dieses Hauptstücks. 

(2) Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist nicht rechtsfähig. 
(3) Sie kann jeden erlaubten Zweck verfolgen und jede erlaubte Tätigkeit zum Gegenstand haben. 
(4) Die Bestimmungen dieses Hauptstücks sind auch auf andere Gesellschaften anzuwenden, soweit 

für diese keine besonderen Vorschriften bestehen und die Anwendung dieser Bestimmungen auch unter 
Berücksichtigung der für die jeweilige Gesellschaft geltenden Grundsätze angemessen ist. 

Innen- und Außengesellschaft 
§ 1176. (1) Die Gesellschafter können die Gesellschaft auf ihr Verhältnis untereinander beschränken 

(Innengesellschaft) oder gemeinschaftlich im Rechtsverkehr auftreten (Außengesellschaft). Ist der 
Gegenstand der Gesellschaft der Betrieb eines Unternehmens oder führen die Gesellschafter einen 
gemeinsamen Gesellschaftsnamen (§ 1177), so wird vermutet, dass die Gesellschafter eine 
Außengesellschaft vereinbaren wollten. 
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(2) Haben die Gesellschafter in den Fällen des Abs. 1 zweiter Satz eine Außengesellschaft 
vertraglich ausgeschlossen, so kann dieser Umstand einem Dritten nur entgegengehalten werden, wenn 
dieser weder wusste noch hätte wissen müssen, dass es sich bloß um eine Innengesellschaft handelt. 

Gesellschaftsname 
§ 1177. (1) Der Name einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts muss auf das Bestehen einer solchen 

Gesellschaft hindeuten, zur Kennzeichnung der Gesellschaft geeignet sein und Unterscheidungskraft 
besitzen. Er darf über die Verhältnisse der Gesellschaft nicht in die Irre führen. 

(2) Wer in Angelegenheiten der Gesellschaft für alle Gesellschafter gemeinsam auftritt, hat jedem, 
der ein rechtliches Interesse daran hat, die Identität und die Anschrift der Gesellschafter offenzulegen. 

Gesellschaftsvermögen 
§ 1178. (1) Zum Gesellschaftsvermögen gehören das der Gesellschaft gewidmete Eigentum, die 

sonstigen gesellschaftsbezogenen Sachenrechte, die gesellschaftsbezogenen Vertragsverhältnisse, 
Forderungen und Verbindlichkeiten und die gesellschaftsbezogenen Immaterialgüterrechte sowie der 
jeweils daraus verschaffte Nutzen, die daraus gewonnenen Früchte und alles, was an Stelle bestehender 
Vermögenswerte zufließt. 

(2) Vom Gesellschaftsvermögen zu unterscheiden ist das sonstige Vermögen der einzelnen 
Gesellschafter. Gegen eine Forderung, die zum Gesellschaftsvermögen gehört, kann der Schuldner nicht 
eine ihm gegen einen einzelnen Gesellschafter zustehende Forderung aufrechnen. 

Einbringung des Gesellschaftsvermögens 
§ 1179. (1) Der Gesellschaftsvertrag ist ein Titel für die Bildung und den Erwerb von 

Gesellschaftsvermögen. Dessen Einbringung bedarf der jeweils allgemein erforderlichen Übergabe oder 
Verfügung. 

(2) Wenn nach dem Gesellschaftsvertrag das ganze Vermögen einzubringen ist, so ist darunter nur 
das gegenwärtige zu verstehen. Soll aber auch das künftige Vermögen eingebracht werden, so ist darunter 
nicht das geerbte oder das geschenkte zu verstehen.   

Vermögensordnung 
§ 1180. (1) Körperliche Sachen, die von Gesellschaftern in das Gesellschaftsvermögen übertragen 

oder für das Gesellschaftsvermögen (§ 1178 Abs. 1) erworben worden sind, stehen im Miteigentum der 
Gesellschafter. Unkörperliche Sachen, insbesondere schuldrechtliche Forderungen, sind den 
Gesellschaftern zur gesamten Hand zugeordnet. 

(2) Im Gesellschaftsvertrag können der Gesellschaft Sachen auch bloß zum Gebrauch zur Verfügung 
gestellt oder im Innenverhältnis so behandelt werden, als ob sie allen gemeinsam gehörten. 

2. Abschnitt 
Rechtsverhältnisse der Gesellschafter untereinander 

Gestaltungsfreiheit 
§ 1181. Die Rechtsverhältnisse der Gesellschafter untereinander richten sich nach dem 

Gesellschaftsvertrag; die Vorschriften dieses Abschnitts finden nur insoweit Anwendung, als nicht durch 
den Gesellschaftsvertrag anderes bestimmt ist. 

Gesellschaftsanteil und Beiträge der Gesellschafter 
§ 1182. (1) Der Gesellschaftsanteil ist die Summe der gesellschaftsvertraglichen Rechte und 

Pflichten eines Gesellschafters gegenüber allen übrigen Gesellschaftern. Ein Gesellschafter kann nicht 
ohne Zustimmung aller Gesellschafter über seinen Gesellschaftsanteil verfügen. 

(2) Die Beteiligung der Gesellschafter an der Gesellschaft bestimmt sich nach dem Verhältnis des 
Wertes der vereinbarten Einlagen (Kapitalanteil). Im Zweifel sind die Gesellschafter zu gleichen Teilen 
beteiligt. 

(3) Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind die Gesellschafter im gleichen Ausmaß zur Mitwirkung 
an der Förderung des Gesellschaftszwecks verpflichtet. Der Beitrag eines Gesellschafters kann sich auch 
auf die Leistung von Diensten beschränken (Arbeitsgesellschafter). 

Verzinsungspflicht 
§ 1183. (1) Ein Gesellschafter, der seine Geldeinlage nicht zur rechten Zeit einzahlt, eingenommenes 

Gesellschaftsgeld nicht zur rechten Zeit an das Gesellschaftsvermögen abführt oder unbefugt Geld aus 
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dem Gesellschaftsvermögen entnimmt, hat Zinsen von dem Tag an zu entrichten, an dem die Zahlung 
oder die Ablieferung hätte geschehen sollen oder die Herausnahme des Geldes erfolgt ist. 

(2) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen. 
Nachschuss 

§ 1184. (1) Die Gesellschafter sind nicht verpflichtet, Nachschüsse zur vertraglich zugesagten 
Einlage zu leisten. Eine im Gesellschaftsvertrag vereinbarte Nachschusspflicht muss auf einen 
bestimmten Betrag beschränkt sein. 

(2) Auch ohne Vereinbarung im Gesellschaftsvertrag können die Gesellschafter mit 
Stimmenmehrheit (§ 1192 Abs. 2) die Leistung von Nachschüssen im Verhältnis ihrer Kapitalanteile 
beschließen, wenn die Fortführung der Gesellschaft sonst nicht möglich wäre. Ein Gesellschafter, der 
dem Beschluss nicht zugestimmt hat und den Nachschuss nicht leistet, kann innerhalb angemessener Frist 
aus der Gesellschaft austreten oder aufgrund einer Klage der übrigen Gesellschafter vom Gericht aus der 
Gesellschaft ausgeschlossen werden. Auf das Austrittsrecht kann im Vorhinein nicht verzichtet werden. 
Für die Auseinandersetzung mit dem ausgetretenen oder ausgeschlossenen Gesellschafter und für die 
Ermittlung seiner Beteiligung an schwebenden Geschäften ist der Zeitpunkt der Beschlussfassung über 
die Nachschusspflicht maßgeblich. 

Ersatz für Aufwendungen und Verluste, Herausgabepflicht 
§ 1185. (1) Macht der Gesellschafter in den Gesellschaftsangelegenheiten Aufwendungen, die er den 

Umständen nach für erforderlich halten darf, oder erleidet er unmittelbar durch seine Geschäftsführung 
oder aus Gefahren, die mit ihr untrennbar verbunden sind, Verluste, so sind ihm, wenn er nicht sogleich 
Ersatz aus dem Gesellschaftsvermögen erhält, die übrigen Gesellschafter entsprechend ihrem Anteil zum 
Ersatz verpflichtet. Aufgewendetes Geld ist von der Zeit der Aufwendungen an zu verzinsen. 

(2) Für die Aufwendungen, die zur Erledigung der Gesellschaftsangelegenheiten nötig sind und nicht 
aus dem Gesellschaftsvermögen getragen werden können, kann ein Gesellschafter von den übrigen 
Gesellschaftern entsprechend ihrem Anteil verhältnismäßig einen Vorschuss verlangen. 

(3) Ein Gesellschafter hat alles, was er zur Führung der Geschäfte erhält und was er aus der 
Geschäftsführung erlangt, an das Gesellschaftsvermögen abzuführen. 

Mitwirkung, Interessenwahrung und Gleichbehandlung 
§ 1186. (1) Die Gesellschafter haben an der gesellschaftlichen Willensbildung und den zu treffenden 

Maßnahmen nach Kräften und mit gebotener Sorgfalt mitzuwirken, den Gesellschaftszweck redlich zu 
fördern und alles zu unterlassen, was den Gesellschaftsinteressen schadet. 

(2) Die Gesellschafter sind unter gleichen Voraussetzungen gleich zu behandeln. 
Verbot schädlicher Nebengeschäfte 

§ 1187. Die Gesellschafter dürfen kein der Gesellschaft schädliches Nebengeschäft unternehmen. 
Für unternehmerisch tätige Gesellschaften gelten überdies die unternehmensrechtlichen Vorschriften über 
Wettbewerbsverbote und deren Rechtsfolgen sinngemäß. 

Durchsetzung von Gesellschaftsansprüchen 
§ 1188. Die Erfüllung gesellschaftsbezogener Verpflichtungen eines Gesellschafters kann bei 

Untätigkeit der dazu berufenen Gesellschafter von jedem Gesellschafter zugunsten des 
Gesellschaftsvermögens oder zugunsten aller Gesellschafter gemeinsam eingefordert werden. Davon 
abweichende Vereinbarungen sind unwirksam. 

Geschäftsführung 
§ 1189. (1) Zur Führung der Geschäfte der Gesellschaft sind alle Gesellschafter berechtigt und 

verpflichtet. 
(2) Überträgt der Gesellschaftsvertrag die Geschäftsführung einem einzelnen Gesellschafter oder 

mehreren Gesellschaftern, so sind die übrigen Gesellschafter von der Geschäftsführung ausgeschlossen. 
(3) Die Geschäfte sind so sorgfältig zu führen, wie es Art und Umfang der Gesellschaft erfordern. 

Die geschäftsführenden Gesellschafter sind verpflichtet, über das Gesellschaftsvermögen, insbesondere 
über die Einnahmen und Ausgaben, die notwendigen Aufzeichnungen zu führen und soweit erforderlich 
ein Rechnungswesen einzurichten. 

(4) Ein Gesellschafter darf im Zweifel die Führung der Geschäfte nicht einem Dritten übertragen. Ist 
die Übertragung gestattet, so hat er nur ein ihm bei der Übertragung zur Last fallendes Verschulden zu 
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vertreten. Das Verschulden eines Gehilfen hat er in gleichem Umfang zu vertreten wie eigenes 
Verschulden. 

Geschäftsführung durch mehrere Gesellschafter, Weisungsgebundenheit 
§ 1190. (1) Steht die Geschäftsführung allen oder mehreren Gesellschaftern zu, so ist im Rahmen der 

gewöhnlichen Geschäfte jeder von ihnen allein zu handeln berechtigt; widerspricht jedoch ein anderer 
geschäftsführender Gesellschafter der Vornahme einer Handlung, so muss diese unterbleiben. 

(2) Ist im Gesellschaftsvertrag bestimmt, dass die Gesellschafter, denen die Geschäftsführung 
zusteht, nur zusammen handeln können, so bedarf es für jedes Geschäft der Zustimmung aller 
geschäftsführenden Gesellschafter, es sei denn, dass Gefahr im Verzug ist. 

(3) Ist ein Gesellschafter an die Weisungen der übrigen Gesellschafter gebunden, so kann er von den 
ihm erteilten Weisungen abweichen, wenn er den Umständen nach annehmen darf, dass die übrigen 
Gesellschafter bei Kenntnis der Sachlage die Abweichung billigen würden. Er hat die Abweichung den 
übrigen Gesellschaftern anzuzeigen und ihre Entscheidung abzuwarten, wenn nicht Gefahr im Verzug ist. 

Umfang der Geschäftsführungsbefugnis 
§ 1191. (1) Die Befugnis zur Geschäftsführung erstreckt sich auf alle Handlungen, die der 

gewöhnliche Geschäftsbetrieb der Gesellschaft mit sich bringt. 
(2) Zur Vornahme von Handlungen, die darüber hinausgehen (außergewöhnliche Geschäfte), ist ein 

einstimmiger Beschluss sämtlicher Gesellschafter erforderlich. 
(3) Zur Bestellung eines Generalbevollmächtigten bedarf es der Zustimmung aller 

geschäftsführenden Gesellschafter, es sei denn, dass Gefahr im Verzug ist. Der Widerruf einer 
Generalvollmacht kann von jedem der zur Erteilung oder zur Mitwirkung bei der Erteilung befugten 
Gesellschafter erfolgen. 

Gesellschafterbeschlüsse 
§ 1192. (1) Gesellschafterbeschlüsse erfordern die Zustimmung aller zur Mitwirkung bei der 

Beschlussfassung berufenen Gesellschafter. 
(2) Hat nach dem Gesellschaftsvertrag die Mehrheit der Stimmen zu entscheiden, so bestimmt sie 

sich nach den abgegebenen gültigen Stimmen. Das Stimmgewicht entspricht den 
Beteiligungsverhältnissen. Sind nicht alle Gesellschafter am Kapital beteiligt, wird die Mehrheit nach 
Köpfen berechnet. Arbeitsgesellschafter, denen der Gesellschaftsvertrag einen am Wert ihrer Arbeit 
orientierten Kapitalanteil zubilligt, gelten als am Kapital beteiligt. 

Entziehung und Kündigung der Geschäftsführungsbefugnis 
§ 1193. (1) Die Befugnis eines Gesellschafters zur Geschäftsführung kann einem Gesellschafter 

aufgrund einer Klage der übrigen Gesellschafter durch gerichtliche Entscheidung entzogen werden, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt; ein solcher Grund ist insbesondere grobe Pflichtverletzung oder Unfähigkeit 
zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung. 

(2) Ein Gesellschafter kann seine Befugnis zur Geschäftsführung kündigen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. Auf dieses Recht kann nicht verzichtet werden. Die Geschäftsführung darf nur in der Art 
gekündigt werden, dass die Gesellschafter für die Führung der Geschäfte anderweitig Vorsorge treffen 
können, es sei denn, dass der wichtige Grund auch die unzeitige Kündigung rechtfertigt. 

Kontrollrechte der Gesellschafter 
§ 1194. (1) Ein geschäftsführender Gesellschafter ist verpflichtet, jedem anderen Gesellschafter die 

erforderlichen Nachrichten zu geben, auf Verlangen über den Stand der Geschäfte Auskunft zu erteilen 
und Rechenschaft abzulegen. Ein Gesellschafter kann sich, auch wenn er von der Geschäftsführung 
ausgeschlossen ist, von den Angelegenheiten der Gesellschaft persönlich unterrichten, die 
Aufzeichnungen der Gesellschaft einsehen und sich aus ihnen eine Abrechnung anfertigen oder die 
Vorlage einer solchen Abrechnung fordern. 

(2) Eine Vereinbarung, durch die dieses Recht ausgeschlossen oder beschränkt wird, ist unwirksam. 
Gewinn und Verlust 

§ 1195. (1) Am Schluss jedes Geschäftsjahres wird auf Grund einer Jahresabrechnung der Gewinn 
oder Verlust ermittelt und der Anteil jedes Gesellschafters daran berechnet. 

(2) Sofern alle Gesellschafter in gleichem Ausmaß zur Mitwirkung verpflichtet sind, wird der 
Gewinn und Verlust eines Geschäftsjahres den Gesellschaftern im Verhältnis ihrer Kapitalanteile 
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zugewiesen (§ 1182 Abs. 2). Enthält der Gesellschaftsvertrag eine abweichende Bestimmung nur über 
den Anteil am Gewinn oder über den Anteil am Verlust, so gilt sie im Zweifel für Gewinn und Verlust. 

(3) Sind die Gesellschafter nicht in gleichem Ausmaß zur Mitwirkung verpflichtet, so ist dies bei der 
Zuweisung des Gewinns angemessen zu berücksichtigen. 

(4) Einem Arbeitsgesellschafter, dem für seine Dienste keine Beteiligung an der Gesellschaft 
gewährt wird, ist ein den Umständen nach angemessener Betrag des Jahresgewinns zuzuweisen. Der 
diesen Betrag übersteigende Teil des Jahresgewinns wird sodann den Gesellschaftern im Verhältnis ihrer 
Beteiligung zugewiesen. 

Gewinnausschüttung und Entnahmen 
§ 1196. (1) Jeder Gesellschafter hat Anspruch auf Auszahlung seines Gewinnanteils. Der Anspruch 

kann nicht geltend gemacht werden, soweit die Auszahlung zum offenbaren Schaden der Gesellschaft 
gereicht, die Gesellschafter etwas anderes beschließen oder der Gesellschafter vereinbarungswidrig seine 
Einlage nicht geleistet hat. 

(2) Im Übrigen ist ein Gesellschafter nicht befugt, ohne Einwilligung der anderen Gesellschafter 
Entnahmen zu tätigen. 

3. Abschnitt 
Rechtsverhältnisse zu Dritten 

Vertretung 
§ 1197. (1) Wenn der Gesellschaftsvertrag einer Außengesellschaft nichts anderes vorsieht, deckt 

sich die Befugnis zur Vertretung aller Gesellschafter in Gesellschaftsangelegenheiten mit der Befugnis 
zur Geschäftsführung. 

(2) Bei einer unternehmerisch tätigen Außengesellschaft werden alle Gesellschafter aus dem 
Handeln eines Gesellschafters im Namen der Gesellschaft auch dann berechtigt und verpflichtet, wenn 
dieser Gesellschafter nicht, nicht allein oder nur beschränkt vertretungsbefugt war, der Dritte den Mangel 
der Vertretungsbefugnis aber weder kannte noch kennen musste. Dasselbe gilt für nicht unternehmerisch 
tätige Außengesellschaften, wenn sich die Gesellschafter als Unternehmer an der Gesellschaft beteiligen. 

(3) Bei Gesamtvertretung genügt die Abgabe einer gesellschaftsbezogenen Willenserklärung 
gegenüber einem der zur Mitwirkung an der Vertretung befugten Gesellschafter (passive 
Einzelvertretung). 

(4) Wer, ohne Gesellschafter zu sein, mit der Vertretung in Gesellschaftsangelegenheiten betraut 
wird, vertritt die Gesellschafter nach Maßgabe der erteilten Vollmacht. 

Entziehung der Vertretungsmacht 
§ 1198. Die Vertretungsmacht kann einem Gesellschafter aufgrund einer Klage der übrigen 

Gesellschafter durch gerichtliche Entscheidung entzogen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; ein 
solcher Grund ist insbesondere grobe Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen 
Vertretung der Gesellschaft. 

Haftung der Gesellschafter 
§ 1199. (1) Für gesellschaftsbezogene Verbindlichkeiten gegenüber Dritten haften die Gesellschafter 

im Zweifel als Gesamtschuldner. 
(2) Aus Rechtsgeschäften, die ein Gesellschafter auf Rechnung der Gesellschaft, aber im eigenen 

Namen abschließt, wird er allein dem Dritten gegenüber berechtigt und verpflichtet. 
Einwendungen des Gesellschafters 

§ 1200. (1) Wird ein Gesellschafter wegen einer gesellschaftsbezogenen Verbindlichkeit in 
Anspruch genommen, so kann er Einwendungen, die nicht in seiner Person begründet sind, nur insoweit 
geltend machen, als sie von den Gesellschaftern gemeinsam erhoben werden können. 

(2) Der Gesellschafter kann die Befriedigung des Gläubigers verweigern, solange den 
Gesellschaftern gemeinsam das Recht zusteht, das ihrer Verbindlichkeit zugrunde liegende 
Rechtsgeschäft anzufechten oder ihre Verbindlichkeit durch Aufrechnung mit einer fälligen Forderung zu 
erfüllen. 
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4. Abschnitt 
Gesellschafternachfolge 

Rechtsübergang 
§ 1201. (1) Sofern nichts anderes vereinbart wurde, gehen zum Zeitpunkt des Eintritts oder 

Ausscheidens eines Gesellschafters sowie zum Zeitpunkt des Gesellschafterwechsels durch 
Rechtsgeschäft unter Lebenden die gesellschaftsbezogenen, nicht höchstpersönlichen Rechtsverhältnisse 
im Verhältnis der Beteiligungen von den bisherigen Gesellschaftern auf den eintretenden Gesellschafter, 
vom ausscheidenden auf die verbleibenden Gesellschafter oder beim Gesellschafterwechsel vom 
ausscheidenden auf den eintretenden Gesellschafter über (Gesellschafternachfolge). Für 
gesellschaftsbezogene Verbindlichkeiten bestellte Sicherheiten bleiben für diese Verbindlichkeiten 
aufrecht. Der ausscheidende Gesellschafter haftet nach Maßgabe des § 1202 Abs. 2 für die 
gesellschaftsbezogenen Verbindlichkeiten weiter. 

(2) Bei Gegenständen des Gesellschaftsvermögens, die im Miteigentum der Gesellschafter stehen, 
gilt die Übergabe als vollzogen, sobald der Eintritt, Austritt oder Wechsel wirksam geworden ist. 
Bücherliche Rechte sind nach den dafür geltenden Vorschriften zu übertragen. 

(3) Ein Dritter kann der im Zuge einer Gesellschafternachfolge von Gesetzes wegen eintretenden 
Übernahme seines Vertragsverhältnisses binnen dreier Monate nach Verständigung davon durch einen 
Gesellschafter gegenüber dem ausscheidenden, dem eintretenden oder einem anderen vom 
Vertragsverhältnis erfassten Gesellschafter widersprechen; in der Verständigung ist auf das 
Widerspruchsrecht hinzuweisen. Dies gilt auch für den Besteller einer für gesellschaftsbezogene 
Verbindlichkeiten gewährten Sicherheit. Im Fall eines wirksamen Widerspruchs besteht das 
Vertragsverhältnis auch noch mit dem ausgeschiedenen Gesellschafter fort. 

(4) Wurde dem Dritten nicht nachweislich mitgeteilt, ob das Vertragsverhältnis vom Erwerber 
übernommen wurde, oder kann der Dritte dieser Übernahme noch widersprechen, so kann er sowohl 
gegenüber dem ausscheidenden als auch gegenüber dem nachfolgenden Gesellschafter auf das 
Vertragsverhältnis bezogene Erklärungen abgeben und seine Verbindlichkeiten erfüllen. Dies gilt auch 
für den Besteller einer für gesellschaftsbezogene Verbindlichkeiten gewährten Sicherheit. 

Haftung des eintretenden und des ausscheidenden Gesellschafters 
§ 1202. (1) Der eintretende Gesellschafter haftet nur insofern für vor seinem Eintritt begründete 

gesellschaftsbezogene Verbindlichkeiten, als er jenen gesellschaftsbezogenen Rechtsverhältnissen beitritt, 
auf denen die Verbindlichkeiten beruhen. 

(2) Der ausscheidende Gesellschafter haftet für gesellschaftsbezogene Verbindlichkeiten gegenüber 
Dritten, die vor seinem Ausscheiden begründet wurden, auch dann weiter, wenn er aus dem 
Rechtsverhältnis ausgeschieden ist. Soweit der Dritte einer Entlassung des Ausscheidenden aus der 
Haftung nicht zustimmt, haftet dieser für die Verbindlichkeiten nur, soweit sie vor Ablauf von fünf Jahren 
nach seinem Ausscheiden fällig werden. Ansprüche daraus verjähren innerhalb der für die jeweilige 
Verbindlichkeit geltenden Verjährungsfrist, längstens jedoch innerhalb von drei Jahren. 

Auseinandersetzung mit dem ausscheidenden Gesellschafter 
§ 1203. (1) Dem ausscheidenden Gesellschafter sind die Gegenstände, die er den Gesellschaftern zur 

Benutzung überlassen hat, zurückzugeben. Für einen durch Zufall abhanden gekommenen oder 
verschlechterten Gegenstand kann er keinen Ersatz verlangen. 

(2) Dem ausscheidenden Gesellschafter ist in Geld auszuzahlen, was er bei der Auseinandersetzung 
erhielte, wenn die Gesellschaft zur Zeit seines Ausscheidens aufgelöst worden wäre. Der Wert des 
Gesellschaftsvermögens ist, soweit erforderlich, durch Schätzung zu ermitteln. 

(3) Der ausscheidende Gesellschafter ist von den Gesellschaftsschulden zu befreien, für die er den 
Gläubigern haftet. Ist eine Schuld noch nicht fällig, so können ihm die anderen Gesellschafter Sicherheit 
leisten, statt ihn zu befreien. 

(4) Verbleibt dem ausscheidenden Gesellschafter eine Verbindlichkeit aus dem 
Gesellschaftsverhältnis, so ist er verpflichtet, einen Ausgleich in entsprechender Höhe an die 
Gesellschafter zu zahlen. 

Beteiligung des Ausscheidenden an schwebenden Geschäften 
§ 1204. (1) Der ausgeschiedene Gesellschafter nimmt am Gewinn und am Verlust teil, der sich aus 

den zur Zeit seines Ausscheidens schwebenden Geschäften ergibt. Die übrigen Gesellschafter sind 
berechtigt, diese Geschäfte so zu beenden, wie es ihnen am vorteilhaftesten erscheint. 
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(2) Der ausgeschiedene Gesellschafter kann am Schluss jedes Geschäftsjahres Rechenschaft über die 
inzwischen beendeten Geschäfte, Auszahlung des ihm gebührenden Betrags und Auskunft über den Stand 
der noch schwebenden Geschäfte verlangen. 

Fortsetzung mit den Erben 
§ 1205. (1) Ist im Gesellschaftsvertrag bestimmt, dass im Fall des Todes eines Gesellschafters die 

Gesellschaft mit seinen Erben fortgesetzt werden soll, so besteht sie nach dem Tod dieses Gesellschafters 
mit seiner Verlassenschaft und nach deren Einantwortung mit den Erben fort. Jeder Erbe kann sein 
Verbleiben in der Gesellschaft davon abhängig machen, dass ihm unter Belassung des bisherigen 
Gewinnanteils die Stellung eines Kommanditisten in einer neu zu gründenden Kommanditgesellschaft 
(§ 1206) eingeräumt und der auf ihn fallende Teil der Einlage des Erblassers als seine Kommanditeinlage 
anerkannt wird. 

(2) Nehmen die übrigen Gesellschafter einen dahingehenden Antrag des Erben nicht an, so ist dieser 
befugt, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist sein Ausscheiden aus der Gesellschaft zu erklären. 

(3) Die in Abs. 1 und 2 bezeichneten Rechte können von den Erben nur innerhalb einer Frist von drei 
Monaten nach der Einantwortung der Verlassenschaft geltend gemacht werden. Ist ein Erbe 
geschäftsunfähig und ist für ihn kein gesetzlicher Vertreter bestellt, so läuft diese Frist erst ab der 
Bestellung eines solchen oder ab dem Eintritt der Geschäftsfähigkeit des Erben. 

(4) Scheidet innerhalb der Frist des Abs. 3 der Erbe aus der Gesellschaft aus oder wird innerhalb der 
Frist die Gesellschaft aufgelöst oder dem Erben die Stellung eines Kommanditisten eingeräumt, so haftet 
er für die bis dahin entstandenen Gesellschaftsschulden nur nach Maßgabe der die Haftung des Erben für 
Nachlassverbindlichkeiten betreffenden Vorschriften. 

(5) Der Gesellschaftsvertrag kann die Anwendung der Vorschriften der Abs. 1 bis 4 nicht 
ausschließen; es kann jedoch für den Fall, dass der Erbe sein Verbleiben von der Einräumung der Stellung 
eines Kommanditisten abhängig macht, sein Gewinnanteil anders als der des Erblassers bestimmt werden. 

5. Abschnitt 
Umwandlung 

Umwandlung in eine offene Gesellschaft oder Kommanditgesellschaft 
§ 1206. (1) Die Gesellschafter können die Errichtung einer offenen Gesellschaft oder einer 

Kommanditgesellschaft und zugleich die Einbringung des der Gesellschaft gewidmeten Vermögens in die 
offene Gesellschaft oder Kommanditgesellschaft beschließen (einbringende Umwandlung). In diesem 
Fall geht das der Gesellschaft gewidmete Vermögen einschließlich aller Rechte und Pflichten mit der 
Eintragung der offenen Gesellschaft oder Kommanditgesellschaft im Firmenbuch im Weg der 
Gesamtrechtsnachfolge auf diese Gesellschaft über. Bücherliche Rechte sind nach den dafür geltenden 
Vorschriften zu übertragen. 

(2) Die Umwandlung erfordert einen einstimmigen Gesellschafterbeschluss. Die Gesellschafter 
legen fest, ob die Gesellschaft in eine offene Gesellschaft oder in eine Kommanditgesellschaft 
umgewandelt werden soll. Sie bestimmen die für die Eintragung erforderlichen Merkmale der neuen 
Gesellschaft. 

(3) Der Umwandlungsbeschluss enthält das von den geschäftsführenden Gesellschaftern aufgestellte 
Verzeichnis des Gesellschaftsvermögens (§ 1178 Abs. 1). Was im Vermögensverzeichnis nicht angeführt 
ist, verbleibt den Gesellschaftern wie bisher. 

Wirkung gegenüber Dritten 
§ 1207. (1) Die Gesellschafter haften nach der Umwandlung für die vorher begründeten 

Verbindlichkeiten auch als Gesellschafter bürgerlichen Rechts weiter. 
(2) Solange ein Dritter von der Umwandlung nicht verständigt wurde und sie ihm auch sonst nicht 

bekannt geworden ist, kann er seine Leistung mit schuldbefreiender Wirkung so erbringen, als würde die 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts noch bestehen. 

6. Abschnitt 
Auflösung 

Auflösungsgründe 
§ 1208. Die Gesellschaft wird aufgelöst: 

 1. durch den Ablauf der Zeit, für die sie eingegangen ist; 
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 2. durch Beschluss der Gesellschafter; 
 3. durch die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen eines Gesellschafters oder durch 

die rechtskräftige Nichteröffnung oder Aufhebung des Insolvenzverfahrens mangels 
kostendeckenden Vermögens; 

 4. durch Kündigung oder durch gerichtliche Entscheidung; 
 5. durch den Tod eines Gesellschafters, sofern sich aus dem Gesellschaftsvertrag nichts anderes 

ergibt. 
Kündigung eines Gesellschafters 

§ 1209. (1) Die Kündigung der Gesellschaft durch einen Gesellschafter kann, wenn die Gesellschaft 
für unbestimmte Zeit eingegangen ist, nur für den Schluss eines Geschäftsjahres erfolgen; sie muss 
mindestens sechs Monate vor diesem Zeitpunkt stattfinden. 

(2) Eine Vereinbarung, durch die das Kündigungsrecht ausgeschlossen oder in anderer Weise als 
durch angemessene Verlängerung der Kündigungsfrist erschwert wird, ist nichtig. 

Auflösung durch gerichtliche Entscheidung 
§ 1210. (1) Aufgrund der Klage eines Gesellschafters kann die Auflösung der Gesellschaft vor dem 

Ablauf der für ihre Dauer bestimmten Zeit oder bei einer für unbestimmte Zeit eingegangenen 
Gesellschaft ohne Kündigung durch gerichtliche Entscheidung ausgesprochen werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. 

(2) Ein solcher Grund ist insbesondere vorhanden, wenn ein anderer Gesellschafter eine ihm nach 
dem Gesellschaftsvertrag obliegende wesentliche Verpflichtung vorsätzlich oder aus grober 
Fahrlässigkeit verletzt oder wenn die Erfüllung einer solchen Verpflichtung unmöglich wird. 

(3) Eine Vereinbarung, durch die das Recht des Gesellschafters, die Auflösung der Gesellschaft zu 
verlangen, ausgeschlossen oder diesen Vorschriften zuwider beschränkt wird, ist nichtig. 

Gesellschaft auf Lebenszeit, Befristung 
§ 1211. Eine Gesellschaft, die für die Lebenszeit eines Gesellschafters eingegangen ist oder nach 

dem Ablauf der für ihre Dauer bestimmten Zeit stillschweigend fortgesetzt wird, steht im Sinn der 
§§ 1209 und 1210 einer für unbestimmte Zeit eingegangen Gesellschaft gleich. 

Kündigung durch einen Privatgläubiger 
§ 1212. Hat ein Privatgläubiger eines Gesellschafters, nachdem innerhalb der letzten sechs Monate 

eine Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen des Gesellschafters ohne Erfolg versucht worden 
ist, auf Grund eines nicht bloß vorläufig vollstreckbaren Exekutionstitels die Pfändung und Überweisung 
des Anspruchs auf dasjenige erwirkt, was dem Gesellschafter bei der Auseinandersetzung zukommt, so 
kann er die Gesellschaft ohne Rücksicht darauf, ob sie für bestimmte oder unbestimmte Zeit eingegangen 
ist, sechs Monate vor dem Ende des Geschäftsjahres für diesen Zeitpunkt kündigen. 

Ausschluss statt Auflösung 
§ 1213. (1) Tritt in der Person eines Gesellschafters ein Umstand ein, der nach § 1210 für jeden der 

übrigen Gesellschafter das Recht begründet, die Auflösung der Gesellschaft zu verlangen, so kann vom 
Gericht aufgrund einer Klage aller übrigen Gesellschafter anstatt der Auflösung der Ausschluss dieses 
Gesellschafters aus der Gesellschaft ausgesprochen werden. Der Ausschließungsklage steht nicht 
entgegen, dass nach dem Ausschluss nur ein Gesellschafter verbleibt. 

(2) Für die Auseinandersetzung zwischen den verbleibenden Gesellschaftern und dem 
ausgeschlossenen Gesellschafter ist die Vermögenslage der Gesellschaft in dem Zeitpunkt maßgeblich, in 
dem die Klage auf Ausschließung erhoben wird. 

Fortsetzungsbeschluss 
§ 1214. (1) Die Gesellschafter können bei Auflösung der Gesellschaft deren Fortsetzung 

beschließen. In den Fällen des § 1208 Z 3, 4 oder 5, der Kündigung der Gesellschaft durch einen 
Privatgläubiger (§ 1212) und der Auflösung der Gesellschaft durch das Gericht (§ 1210 Abs. 1) steht 
dieses Recht den übrigen Gesellschaftern zu. 

(2) Im Fall der Kündigung durch einen Privatgläubiger scheidet der betreffende Gesellschafter mit 
dem Ende des Geschäftsjahres aus der Gesellschaft aus; in den übrigen Fällen mit dem Wirksamwerden 
des Beschlusses. 
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(3) Im Fall der Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen eines Gesellschafters ist Abs. 1 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Erklärung gegenüber dem Masseverwalter zu erfolgen hat und 
der Schuldner mit dem Zeitpunkt der Konkurseröffnung als aus der Gesellschaft ausgeschieden gilt. 

Übergang des Gesellschaftsvermögens 
§ 1215. (1) Verbleibt nur noch ein Gesellschafter, so erlischt die Gesellschaft ohne Liquidation. Das 

Gesellschaftsvermögen geht im Weg der Gesamtrechtsnachfolge auf diesen über. Bücherliche Rechte 
sind nach den dafür geltenden Vorschriften zu übertragen. 

(2) Der ausscheidende Gesellschafter ist in sinngemäßer Anwendung der §§ 1203 und 1204 
abzufinden. 

Bekanntgabe der Auflösung der Außengesellschaft 
§ 1216. Die Auflösung einer Außengesellschaft ist, soweit möglich, den Vertragspartnern, 

Gläubigern und Schuldnern mitzuteilen sowie auf verkehrsübliche Weise bekannt zu machen. 

7. Abschnitt 
Liquidation 

Nachwirkung des Gesellschaftsvertrages 
§ 1217. (1) Trotz Auflösung der Gesellschaft bestehen die gesellschaftsvertraglichen Rechte und 

Pflichten der Gesellschafter zueinander soweit fort, als dies für die Liquidation erforderlich ist und sich 
aus den folgenden Bestimmungen nichts anderes ergibt. Gesellschaftsbezogene Rechtsverhältnisse der 
Gesellschafter zu Dritten werden in ihrem Fortbestand durch die Auflösung und Liquidation der 
Gesellschaft nur dann berührt, wenn dies mit dem Dritten vereinbart wurde. 

(2) Die Gesellschafter können anstelle der Liquidation eine andere Art der Auseinandersetzung 
vereinbaren. Ist die Gesellschaft durch Kündigung eines Privatgläubigers eines Gesellschafters oder durch 
die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen eines Gesellschafters aufgelöst, so kann die 
Liquidation nur mit Zustimmung des Gläubigers oder des Masseverwalters unterbleiben. 

Bestellung der Liquidatoren 
§ 1218. (1) Nach der Auflösung der Gesellschaft haben, sofern der Gesellschaftsvertrag nicht 

anderes bestimmt, die Gesellschafter als Liquidatoren das Gesellschaftsvermögen abzuwickeln. Mehrere 
Erben eines Gesellschafters haben einen gemeinsamen Vertreter zu bestellen. Ist über das Vermögen 
eines Gesellschafters das Konkursverfahren oder das Sanierungsverfahren eröffnet und dem 
Gesellschafter die Eigenverwaltung entzogen, so tritt der Insolvenzverwalter an die Stelle des 
Gesellschafters. 

(2) Auf Antrag eines Beteiligten kann aus wichtigen Gründen die Ernennung von Liquidatoren durch 
das Gericht erfolgen, in dessen Sprengel einer der Gesellschafter seinen Wohnsitz oder Sitz hat. Das 
Gericht kann in einem solchen Fall Personen zu Liquidatoren ernennen, die nicht zu den Gesellschaftern 
gehören. Als Beteiligter gilt außer den Gesellschaftern auch der Gläubiger, durch den die Kündigung der 
Gesellschaft erfolgt ist. 

(3) Die Abberufung von Liquidatoren geschieht durch einstimmigen Beschluss der Beteiligten; sie 
kann auf Antrag eines Beteiligten aus wichtigen Gründen auch durch das Gericht erfolgen. 

(4) Die Gesellschafter sind verpflichtet, die Liquidation und die Liquidatoren soweit möglich den 
Vertragspartnern, Gläubigern und Schuldnern mitzuteilen sowie auf ortsübliche Weise bekannt zu 
machen. 

Rechte und Pflichten der Liquidatoren 
§ 1218a. (1) Die Liquidatoren haben die laufenden Geschäfte zu beenden, die 

gesellschaftsbezogenen Forderungen einzuziehen und die Gesellschaftsgläubiger zu befriedigen. Zur 
Beendigung schwebender Geschäfte können die Liquidatoren auch neue Geschäfte eingehen. 

(2) Den Gesellschaftern sind die Gegenstände, die sie der Gesellschaft zur Benutzung überlassen 
haben, zurückzugeben. Für einen durch Zufall abhanden gekommenen oder verschlechterten Gegenstand 
gebührt ihnen gegenüber den anderen Gesellschaftern kein Ersatz. 

Handeln der Liquidatoren 
§ 1218b. Die Liquidatoren vertreten die Gesellschafter gerichtlich und außergerichtlich als 

Gesamtvertreter, sofern die Gesellschafter nicht einvernehmlich etwas anderes vereinbaren. Die 
Liquidatoren können einzelne von ihnen zur Vornahme bestimmter Geschäfte oder bestimmter Arten von 
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Geschäften ermächtigen. Jeder Liquidator ist alleine befugt, gesellschaftsbezogene Erklärungen 
entgegenzunehmen. 

Aufteilung und Ausgleich unter den Gesellschaftern 
§ 1218c. (1) Das nach Berücksichtigung der Schulden verbleibende Gesellschaftsvermögen ist nach 

dem Verhältnis der Beteiligung der Gesellschafter unter Berücksichtigung ihrer Guthaben und 
Verbindlichkeiten aus dem Gesellschaftsverhältnis, unter die Gesellschafter zu verteilen. 

(2) Das während der Liquidation entbehrliche Geld wird vorläufig verteilt. Zur Deckung noch nicht 
fälliger oder streitiger Verbindlichkeiten sowie zur Sicherung der den Gesellschaftern bei der 
Schlussverteilung zukommenden Beträge ist das Erforderliche zurückzubehalten. § 1196 Abs. 1 ist 
während der Liquidation nicht anzuwenden. 

(3) Entsteht über die Verteilung des Gesellschaftsvermögens Streit unter den Gesellschaftern, so 
haben die Liquidatoren die Verteilung bis zur Entscheidung des Streites auszusetzen. 

(4) Reicht das Gesellschaftsvermögen zur Deckung der Guthaben von Gesellschaftern aus dem 
Gesellschaftsverhältnis nicht aus, so sind die übrigen Gesellschafter ihnen gegenüber verpflichtet, für den 
Betrag im Verhältnis ihrer Verbindlichkeiten aus dem Gesellschaftsverhältnis aufzukommen. Kann von 
einem Gesellschafter der auf ihn entfallende Betrag nicht erlangt werden, so wird der Ausfall auf die 
übrigen Gesellschafter wie ein Verlust verteilt. 

Achtundzwanzigstes Hauptstück 

Von den Ehepakten und dem Anspruch auf Ausstattung 
Ehepakte 

§ 1219. (1) Ehepakte heißen diejenigen Verträge, welche in der Absicht auf die eheliche Verbindung 
über das Vermögen geschlossen werden. Sie haben vorzüglich die Gütergemeinschaft und den Erbvertrag 
zum Gegenstand. 

(2) Die Bestimmungen dieses Hauptstücks sind auf eingetragene Partner sinngemäß anzuwenden.“ 

3. § 1233 lautet samt Überschrift: 
„Gütergemeinschaft 

§ 1233. (1) Die eheliche Verbindung allein begründet noch keine Gemeinschaft der Güter zwischen 
den Eheleuten. Dazu bedarf es eines besonderen Vertrags. 

(2) Lautet der Vertrag auf das ganze Vermögen, so wird im Zweifel nur das gegenwärtige darunter 
verstanden. Wird auch das künftige Vermögen mit erfasst, so ist darunter im Zweifel nur das erworbene, 
nicht das ererbte zu verstehen. 

(3) Verträge, die sich nur auf das gegenwärtige oder nur auf das zukünftige Vermögen beziehen, sind 
ungültig, wenn das von dem einen und dem andern Teil eingebrachte Gut nicht ordentlich beschrieben 
und verzeichnet worden ist.“ 

4. Dem § 1503 wird folgender Absatz angefügt: 
„(5) Für das Inkrafttreten des GesbR-Reformgesetzes, BGBl. I Nr. xxx/2014, gilt Folgendes: 

 1. § 826, §§ 1175 bis 1219 und § 1233 in der Fassung des GesbR-Reformgesetzes, BGBl. I Nr. 
xxx/2014, treten mit 1. Jänner 2015 in Kraft. Soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, 
sind auf Sachverhalte, die sich vor diesem Zeitpunkt ereignet haben, die bisher geltenden 
Bestimmungen des 27. Hauptstücks des zweiten Teils weiter anzuwenden. 

 2. Unbeschadet des Vorrangs gesellschaftsvertraglicher Vereinbarungen (§ 1181 in der Fassung des 
GesbR-Reformgesetzes) gelten die §§ 1182 bis 1196, die §§ 1203 bis 1205, die §§ 1208 bis 
1211, § 1213 und § 1214 Abs. 1 in der Fassung des GesbR-Reformgesetzes ab 1. Juli 2016 für 
Gesellschaften bürgerlichen Rechts, die vor dem 1. Jänner 2015 gebildet wurden, wenn bis zum 
Ablauf des 30. Juni 2016 keiner der Gesellschafter gegenüber den übrigen Gesellschaftern 
erklärt, die Anwendung des zuvor geltenden Rechts beibehalten zu wollen. 

 3. Ab 1. Jänner 2022 gelten die §§ 1182 bis 1196, die §§ 1203 bis 1205, die §§ 1208 bis 1211, 
§ 1213 und § 1214 Abs. 1 in der Fassung des GesbR-Reformgesetzes unbeschadet des Vorrangs 
gesellschaftsvertraglicher Vereinbarungen (§ 1181 in der Fassung des GesbR-Reformgesetzes) 
jedenfalls auch für Gesellschaften bürgerlichen Rechts, die vor dem 1. Jänner 2015 gebildet 
wurden.“ 
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Artikel 2 
Änderung des Unternehmensgesetzbuchs 

Das Unternehmensgesetzbuch, dRGBl. S 219/1897, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 50/2013, wird wie folgt geändert: 

1. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 lautet: 
„(1) Unternehmerisch tätige natürliche Personen sind verpflichtet, sich in das Firmenbuch eintragen 

zu lassen, wenn ihr Umsatzerlös im Geschäftsjahr den Schwellenwert von 500.000 Euro überschreitet. 
§ 189 Abs. 2 gilt sinngemäß. Andere Einzelunternehmer sind dazu berechtigt. Eine freiwillige Eintragung 
ist auf Antrag wieder zu löschen.“ 

b) Abs. 3 lautet: 
„(3) Betreiben mehrere Personen ein Unternehmen in der Rechtsform einer Gesellschaft 

bürgerlichen Rechts (§§ 1175 ff. ABGB) und überschreiten die gesellschaftsbezogenen Umsatzerlöse im 
Geschäftsjahr den Schwellenwert von 500.000 Euro, so sind sie zur Eintragung der Gesellschaft als 
offene Gesellschaft oder als Kommanditgesellschaft verpflichtet. § 189 Abs. 2 gilt sinngemäß.“ 

2. In § 38 Abs. 1 und in § 39 wird jeweils das Wort „entstandenen“ durch das Wort „begründeten“ ersetzt. 

3. § 108 lautet samt Überschrift: 
„Gestaltungsfreiheit 

§ 108. Die Rechtsverhältnisse der Gesellschafter untereinander richten sich nach dem 
Gesellschaftsvertrag; die Vorschriften der §§ 109 bis 122 finden nur insoweit Anwendung, als nicht durch 
den Gesellschaftsvertrag anderes bestimmt ist.“ 

4. § 109 lautet samt Überschrift: 
„Beteiligungsverhältnisse und Beiträge der Gesellschafter, Nachschüsse 

§ 109. (1) Soweit die Gesellschafter nichts anderes vereinbart haben, bestimmt sich ihre Beteiligung 
an der Gesellschaft nach dem Verhältnis des Wertes der vereinbarten Einlagen (Kapitalanteil). Im Zweifel 
sind die Gesellschafter zu gleichen Teilen beteiligt. 

(2) Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind die Gesellschafter im gleichen Ausmaß zur Mitwirkung 
an der Förderung des Gesellschaftszwecks verpflichtet. Der Beitrag eines Gesellschafters kann sich auch 
auf die Leistung von Diensten beschränken (Arbeitsgesellschafter). 

(3) Die Gesellschafter sind nicht verpflichtet, Nachschüsse zur vertraglich zugesagten Einlage zu 
leisten. Eine im Gesellschaftsvertrag vereinbarte Nachschusspflicht muss auf einen bestimmten Betrag 
beschränkt sein. 

(4) Auch ohne Vereinbarung im Gesellschaftsvertrag können die Gesellschafter mit 
Stimmenmehrheit die Leistung von Nachschüssen im Verhältnis ihrer Kapitalanteile beschließen, wenn 
die Fortführung der Gesellschaft sonst nicht möglich wäre. Ein Gesellschafter, der dem Beschluss nicht 
zugestimmt hat und den Nachschuss nicht leistet, kann innerhalb angemessener Frist aus der Gesellschaft 
austreten oder aufgrund einer Klage der übrigen Gesellschafter vom Gericht ausgeschlossen werden. Auf 
das Austrittsrecht kann im Vorhinein nicht verzichtet werden. Für die Auseinandersetzung mit dem 
ausgetretenen oder ausgeschlossenen Gesellschafter und für die Ermittlung seiner Beteiligung an 
schwebenden Geschäften ist der Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Nachschusspflicht maßgeblich.“ 

5. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift lautet: 
„Mitwirkung, Interessenwahrung, Gleichbehandlung, Wettbewerbsverbot“ 

b) Die bisherigen Abs. 1 und 2 werden zu Abs. 2 und 3. 

c) Als neuer Abs. 1 wird eingefügt: 
„(1) Die Gesellschafter haben unter Wahrung ihrer Rechte an der gesellschaftlichen Willensbildung 

und den zu treffenden Maßnahmen nach Kräften und mit gebotener Sorgfalt mitzuwirken, den Zweck und 
den Gegenstand der Gesellschaft redlich zu fördern und alles zu unterlassen, was den 
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Gesellschaftsinteressen schadet. Die Gesellschafter sind unter gleichen Voraussetzungen gleich zu 
behandeln.“ 

6. In § 113 Abs. 1 wird das Zitat „§ 112“ durch „§ 112 Abs. 2“ ersetzt. 

7. § 116 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 wird die Wendung „Betrieb des Unternehmens“ durch das Wort „Geschäftsbetrieb“ ersetzt. 

b) In Abs. 2 wird vor dem Wort „Beschluß“ das Wort „einstimmiger“ eingefügt. 

8. In § 117 Abs. 1 wird die Wendung „auf Antrag“ durch die Wendung „aufgrund einer Klage“ ersetzt. 

9. § 118 Abs. 2 lautet: 
„(2) Eine Vereinbarung, durch die dieses Recht ausgeschlossen oder beschränkt wird, ist 

unwirksam.“ 

10. § 119 lautet samt Überschrift: 
„Beschlussfassung 

§ 119. (1) Gesellschafterbeschlüsse erfordern die Zustimmung aller zur Mitwirkung bei der 
Beschlussfassung berufenen Gesellschafter. 

(2) Hat nach dem Gesellschaftsvertrag die Mehrheit der Stimmen zu entscheiden, so bestimmt sie 
sich nach den abgegebenen gültigen Stimmen. Das Stimmgewicht entspricht den 
Beteiligungsverhältnissen. Sind nicht alle Gesellschafter am Kapital beteiligt, wird die Mehrheit nach 
Köpfen berechnet. Arbeitsgesellschafter, denen der Gesellschaftsvertrag einen am Wert ihrer Arbeit 
orientierten Kapitalanteil zubilligt, gelten als am Kapital beteiligt.“ 

11. § 121 lautet samt Überschrift: 
„Verteilung von Gewinn und Verlust 

§ 121. (1) Sofern alle Gesellschafter in gleichem Ausmaß zur Mitwirkung verpflichtet sind, wird der 
Gewinn und Verlust eines Geschäftsjahres den Gesellschaftern im Verhältnis ihrer Kapitalanteile 
zugewiesen (§ 109 Abs. 1). Enthält der Gesellschaftsvertrag eine abweichende Bestimmung nur über den 
Anteil am Gewinn oder über den Anteil am Verlust, so gilt sie im Zweifel für Gewinn und Verlust. 

(2) Sind die Gesellschafter nicht in gleichem Ausmaß zur Mitwirkung verpflichtet, so ist dies bei der 
Zuweisung des Gewinns angemessen zu berücksichtigen. 

(3) Arbeitsgesellschaftern ohne Kapitalanteil ist ein den Umständen nach angemessener Betrag des 
Jahresgewinns zuzuweisen. Der diesen Betrag übersteigende Teil des Jahresgewinns wird sodann den 
Gesellschaftern im Verhältnis ihrer Beteiligung zugewiesen.“ 

12. In § 127 wird die Wortfolge „auf Antrag“ durch die Wendung „aufgrund einer Klage“ ersetzt; 

13. § 129 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 wird nach dem Wort „anzufechten“ die Wortfolge „oder ihre Verbindlichkeit durch 
Aufrechnung mit einer fälligen Forderung zu erfüllen“ eingefügt. 

b) Abs. 3 entfällt. 

14. In § 131 Z 6 wird das Wort „und“ durch das Wort „oder“ ersetzt. 

15. In § 133 Abs. 1 werden die Worte „Auf Antrag“ durch die Wendung „Aufgrund der Klage“ ersetzt. 

16. In § 135 wird das Wort „Schuldtitels“ durch das Wort „Exekutionstitels“ ersetzt. 

17. § 136 wird samt Überschrift aufgehoben. 

18. In § 140 Abs. 1 lautet der erste Satz: 
„Tritt in der Person eines Gesellschafters ein Umstand ein, der nach § 133 für jeden der übrigen 

Gesellschafter das Recht begründet, die Auflösung der Gesellschaft zu verlangen, so kann vom Gericht 
aufgrund einer Klage aller übrigen Gesellschafter anstatt der Auflösung der Gesellschaft der Ausschluss 
dieses Gesellschafters aus der Gesellschaft ausgesprochen werden.“ 
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19. In § 141 Abs. 2 wird der Punkt am Ende des Satzes durch einen Beistrich ersetzt und folgender 
Satzteil angefügt: 

„in den übrigen Fällen mit dem Wirksamwerden des Beschlusses.“ 

20. In § 160 Abs. 1 wird im ersten Satz das Wort „entstandenen“ durch das Wort „begründeten“ ersetzt. 

21. Vor § 178 entfällt die Überschrift des Dritten Abschnitts des Zweiten Buchs. 

22. § 178 lautet samt Überschrift: 
„Ausscheiden des einzigen Komplementärs 

§ 178. Würde der einzige Komplementär aufgrund einer Bestimmung des Gesellschaftsvertrags oder 
durch die Ausübung eines ihm im Gesellschaftsvertrag eingeräumten Kündigungsrechts aus der 
Gesellschaft ausscheiden, so tritt diese Rechtsfolge nur ein, wenn die verbleibenden Kommanditisten 
vereinbaren, dass sie die Gesellschaft fortsetzen und wenigstens einer von ihnen die Stellung eines 
Komplementärs übernimmt, oder wenn der einzige verbleibende Kommanditist erklärt, das 
Gesellschaftsvermögen im Weg der Gesamtrechtsnachfolge (§ 142) zu übernehmen. Ansonsten ist die 
Gesellschaft stattdessen aufgelöst und wird unter Beteiligung des Komplementärs abgewickelt.“ 

23. Nach § 178 wird folgende Abschnittsüberschrift eingefügt: 

„Dritter Abschnitt 
Stille Gesellschaft“ 

24. § 179 lautet samt Überschrift: 
„Begriff und Wesen der stillen Gesellschaft 

§ 179. (1) Wer sich als stiller Gesellschafter am Unternehmen oder Vermögen eines anderen mit 
einer Vermögenseinlage beteiligt, hat die Einlage so zu leisten, dass sie in das Vermögen des anderen 
übergeht. 

(2) Aus den Geschäften, die im Betrieb des Unternehmens geschlossen werden oder das Vermögen 
betreffen, an dem die Beteiligung besteht, wird allein der Inhaber berechtigt und verpflichtet.“ 

25. In § 454 Abs. 1 entfällt die Wendung „im Sinne des § 30a KartG“. 

26. Dem § 906 werden folgende Absätze angefügt: 
„(26) § 8 Abs. 1 und 3, § 38 Abs. 1, § 39, § 108, § 109, § 112, § 113 Abs. 1, § 116 Abs. 1 und 2, 

§ 117 Abs. 1, § 118 Abs. 2, § 119, § 121, § 127, § 129 Abs. 2, § 131 Z 6, § 133 Abs. 1, § 135, § 140 Abs. 
1, § 141 Abs. 2, § 160 Abs. 1, § 178, § 179 und § 454 Abs. 1 in der Fassung des GesbR-Reformgesetzes, 
BGBl. I Nr. xxx/2014, treten mit 1. Jänner 2015 in Kraft. § 129 Abs. 3 und § 136 treten mit Ablauf des 
31. Dezember 2014 außer Kraft. Soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, sind auf Sachverhalte, 
die sich vor dem 1. Jänner 2015 ereignet haben, die Bestimmungen in ihrer Fassung vor dem GesbR-
Reformgesetz weiter anzuwenden. 

(27) Für unternehmerisch tätige natürliche Personen und für mehrere Personen, die ein Unternehmen 
in der Rechtsform einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts betreiben, welche vor dem 1. Jänner 2015 nicht 
zur Eintragung im Firmenbuch verpflichtet waren, ist für die Beurteilung der Eintragungspflicht im 
Firmenbuch der Schwellenwert des § 8 Abs. 1 und 3 in der Fassung des GesbR-Reformgesetzes, BGBl. I 
Nr. xxx/2014, nur in Beobachtungszeiträumen maßgeblich, die nach dem 31. Dezember 2014 liegen. Für 
frühere Beobachtungszeiträume ist der bisher geltende Schwellenwert weiter anzuwenden. 

(28) Unbeschadet des Vorrangs gesellschaftsvertraglicher Vereinbarungen (§ 108) gelten § 109, 
§ 119 und § 121 in der Fassung des GesbR-Reformgesetzes, BGBl. I Nr. xxx/2014, ab 1. Juli 2016 für 
Gesellschaften, die vor dem 1. Jänner 2015 errichtet wurden, wenn bis zum Ablauf des 30. Juni 2016 
keiner der Gesellschafter gegenüber den übrigen Gesellschaftern erklärt, die Anwendung des zuvor 
geltenden Rechts beibehalten zu wollen. Ab 1. Jänner 2022 gelten die § 109, § 119 und § 121 in der 
Fassung des GesbR-Reformgesetzes, BGBl. I Nr. xxx/2014, unbeschadet des Vorrangs 
gesellschaftsvertraglicher Vereinbarungen (§ 108) jedenfalls auch für Gesellschaften, die vor dem 1. 
Jänner 2015 errichtet wurden.“ 
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